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BODENSCHUTZ UND PROPERTY RIGHTS IM AGRARSEKTOR DER USA: 
DIE MECHANIK VON "COMPLIANCE-POLICIES" 

von 

Lorenz PETERSEN* 

1 Einleitung 

Moderne Landwirtschaft verursacht auch in den USA Umweltprobleme. Gemessen an seiner 
Bedeutung als Produktionsfaktor kann es nicht überraschen, daß hiervon das System Boden 
und seine Funktionen im Naturhaushalt ganz besonders betroffen sind. Die bodenrelevanten 
U mweltwirkungen umfassen neben dem in den USA seit langem bekannten Erosionsproblem 
die Kontamination und den Verbrauch von Grundwasser, Schadstoffeinträge in den Boden, 
Bodenverdichtungen sowie Landschaftsverarmung und Artenruckgang. 

Weniger eindeutig sind die politischen Steuerungsversuche zum Schutz des Bodens im 
Agrarsektor der USA. Seit den dreißiger Jahren dieses Jahrhunderts bedeutet "soil 
conservation" technische und finanzielle Unterstützung gegen Bodenerosion. Bestimmende 
Zielkomponente der staatlichen Erosionsschutzprogramme war jedoch zumeist die 
Reduzierung von Überschüssen auf landwirtschaftlichen Produktmärkten, so daß es durch 
mangelnde Zielspezifität im Hinblick auf den Erosionsschutz meist nur zu bescheidenen 
Erfolgen bei der Erosionsbekämpfung kam (PETERSEN, 1993). Das änderte sich mit dem 
"Conservation Title" des Food Security Acts von 1985, der die Erfüllung von Bodenschutz
auflagen zur Voraussetzung für eine Reihe von staatlichen Einkommenshilfen machte. Mit 
dieser Politik der "cross compliance" werden inhaltlich voneinander unabhängige 
Programme gekoppelt, indem die Vergabe von "farm program benefits" nur dann erfolgt, 
wenn bestimmte Ressourcenschutzpraktiken angewendet werden. Neue Bodenschutz
maßnahmen werden nicht mit neuen staatlichen Transfers "erkauft", sondern die bereits 
bestehenden Vergünstigungen zur Disposition gestellt. 

Agrarpolitisch sind diese "compliance"-Programme zum Teil als Angriff auf die besonders 
seit der New-Deal-Ära durch wirksame Interessenvertretung definierten "presumptive policy 
entitlements" des Agrarsektors gegenüber der Gesellschaft (BROMLEY und HODGE, 1990, 
S. 199) verstanden worden: Sie stellen nicht nur die in den USA traditionell gültige Doktrin 
des "voluntary approach" bei agrarpolitischen Maßnahmen in Frage und werden daher als 
Anzeichen flir Landnutzungsregulierung durch die "Hintertür" kritisiert. Sie verlangen auch 
von den mit der Implementation agrarpolitischer Programme befaßten staatlichen 
Organisationen eine Neudefinition ihres Selbstverständnisses. Das Verständnis von der 
staatlichen Stützung des Agrarsektors als "politische Property Rights der Agrarproduktion" 
(HAGEDORN, 1992, S. 71) ist der Ausgangspunkt flir die Auseinandersetzung mit der 
"compliance"-Politik, die anschaulich illustriert, wie und unter weichen Vorzeichen 
bodenschutzpolitische Zielsetzungen in den USA Eingang in die agrarpolitische Agenda 
finden. 

Dipl.-Ing. agr. L. Petersen, Institut für Volkswirtschaftslehre der Garl v. Ossietzky Universität Oldenburg, 
Postfach 2503, 26111 Oldenburg 
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Nach einem kurzen Überblick zur Entwicklung der Bodenschutzpolitik in den Vereinigten 
Staaten folgt deshalb die Auseinandersetzung mit zwei "compliance"-Programmen aus dem 
Food Security Act von 1985, "Sodbuster" und "Conservation Compliance". Nacheinander 
wird es um den Problemzusammenhang, den rechtlichen und organisatorischen Hintergrund 
sowie den Prozeß der Politikformulierung gehen, bevor die "compliance"-Politik schließlich 
im Hinblick auf verfugungsrechtliche Implikationen diskutiert wird. 

2 Bodenschutzpolitik in der US-Landwirtschaft 

Auch lange nachdem die Umweltdiskussion die Landwirtschaft erreicht hat (vgl. COOK, 
1989; SMITH, 1985) ist der Boden selbst nur mittelbar Schutzgut der Agrarumweltpolitik. 
Im Vordergrund stehen Gewässerschutz, Trinkwasserqualität und das Problem der 
Pestizidrückstände in Nahrungsmitteln. Der Boden selbst und die Erhaltung der Bodenfunk
tionen sind, außer im Zusammenhang mit der Sanierung von Altlasten und der Klär
schlammverwendung, nicht Gegenstand staatlicher Umweltpolitik. "Wer in den USA von 
'soil conservation' spricht, meint ausschließlich den seit den 30er Jahren vom Soil 
Conservation Service des Landwirtschaftsministeriums (USDA) geleiteten Kampf gegen die 
Bodenerosion" (SPRANGER, 1990, S. 32). Daß "der seit Anfang der 80er Jahre in in den 
Niederlanden, der Schweiz und Deutschland sich durchsetzende Bodenschutzgedanke, der 
neben der Erosion die Kontamination und Versiegelung von Böden umfaßt", in einem 
"fortgeschritteneren Stadium im 'Strategiezyklus'" befindet als in den USA, begründet 
SPRANGER (1990) 

- mit der geringen Medienwirksamkeit des Bodenschutzproblems, 
- mit den nur mittelbaren Gefahren für die menschliche Gesundheit, 
- mit der Schwächung der Umweltpolitik insgesamt in der Zeit der REAGAN-Administra-

tion und 
- mit der besonderen Bedeutung, die Grundbesitz und "die nicht von staatlicher Autorität 

beeinträchtigte individuelle Handlungsfreiheit" im Wertesystem der amerikanischen 
Gesellschaft habe. 

Zum Bodenschutz im Agrarbereich der USA gehören grundsätzlich zwei Aspekte: Erstens 
die unter dem Begriff "soil conservation" subsumierte Erhaltung des landwirtschaftlichen 
Produktionspotentials der Böden, die in erster Linie als Erosionsschutzprogramme vom 
Landwirtschaftsministerium in Washington (USDA) und seinen Unterorganisationen wie 
insbesondere dem Soil Conservation Service seit den dreißiger Jahren gefördert wurden. 
Wichtigster Bestandteil der Erosionsschutzprogramme waren in Überschußsituationen auf 
den landwirtschaftlichen Produktmärkten Flächenstillegungsprogramme, die stärker 
marktregulierende Funktionen erfüllten als der Bodenerhaltung zu dienen. 

Die zweite Dimension der Bodenschutzpolitik in der Landwirtschaft in den USA ist durch 
ein stärker umweltschutzorientiertes Problemverständnis charakterisiert. Das heißt, es 
interessieren nicht die Embußen des Produktionspotentials landwirtschaftlicher Flächen 
durch Erosion ("onsite impacts"), sondern der Sedimenteintrag und die Kontamination vor 
allem in Oberflächengewässer ("offsite impacts"). 

Durch den Food Security Act von 1985 und seinen Conservation Title mit landwirt
schaftlichen Ressourcenschutzprogrammen ist eine programmatische Verschränkung der 
beiden grundsätzlichen Ausgangspunkte für den Bodenschutz auf Bundesebene - Erhaltung 
des Produktionspotentials und Verhinderung von "offsite impacts" - erfolgt: Erstmals ist die 
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Teilnahme an den Produktprogrammen und der mit ihnen verbundenen staatlichen Stützung 
landwirtschaftlicher Produktion an die Einhaltung bestimmter Bodenschutzpraktiken 
geknüpft, und Flächenstillegungsprämien werden gezielt für die Herausnahme besonders 
erosionsanfälliger Flächen gezahlt 

3 CompUance-Progriunme im Food Security Act 1985 

3.1 Das Problem 

Erosionsschutzmaßnahmen sind, wie erwähnt, seit den dreißiger Jahren fester Bestandteil 
der agrarpolitischen Agenda in den USA. Diese Programme hatten einkommensstützende 
Funktionen und waren in ihrer Bodenschutzzielsetzung an der Erhaltung des Bodens als 
Produktionsstandort orientiert Eine Vielzahl von Erosionsschutzprogrammen mit 
gleichartiger Struktur wurde seitdem durch die Unterorganisationen des USDA Soll 
Conservation Service (SCS) für die technische Hilfe bei der Programmumsetzung und 
Agricultural Stabilization UJid Conservation Service (ASCS) für die Gewährung finanzieller 
Hilfen ("cost sharing") umgesetzt 

In den frühen achtziger Jahren wuchs die Kritik an der als mangelhaft empfundenen 
Effektivität der klassischen Erosionsschutzprogramme. Dabei wurden nicht nur die auf 
mangelnde Spezifität der Programme zuruckzufiihre"nden geringen Bodenerhaltungs
wirkungen kritisiert Auch die in den Programmen nicht berücksichtigten "offsite impacts" 
verbreiteter landwirtschaftlicher Praktiken wurden als Ursache erheblicher volkswirt
schaftlicher Kosten identifiziert Wichtigstes Problem ist die linon-point source pollution", 
der Eintrag von abgeschwemmter Bodensubstanz, Düngemitteln etc. in Oberflächengewässer 
(GRIFFIN und STOLL, 1984). Zwischen 1975 und 1981 waren aufgrund des hohen 
Agrarpreisniveaus zusätzlich 8 Mio. ha bislang nicht ackerbauIiCh genutzte Flächen in 
Ackerflächen umgewandelt worden, von denen 20% als stark erosionsanfällig ("highly 
erodible land") galten (SETlA, 1992). In die Kritik gerieten jedoch nicht nur die 
traditionelle Form des Erosionsschutzes, sondern auch die implementierenden Behörden 
ASCS und SCS (BATlE, 1982). 

3.2 Der rechtliche und organisatorische mntergrund 

Der SCS wurde 1935 als Nachfolgeorganisation des 1933 gegründeten Soll Erosion Service 
ins Leben gerufen. Durch eine Reihe von Gesetzen seit diesem Zeitpunkt sind seine 
Aufgaben bei der technischen Unterstützung bzw. Durchführung von Ressourcenschutz
projekten für Boden und Wasser sowie der Regulierung des Wasserhaushaltes definiert Die 
Rolle des ASCS im Bereich Bodenschutz als annähernd gleich alte Organisation besteht in 
der Verwaltung der Bundesmittel zur Förderung anwendungsbezogener oder baulicher 
Erosionsschutzmaßnahmen. Die Praxis staatlicher Förderung des Erosionsschutzes durch 
ASCS und SCS wurde nicht nur von Umweltschützern bemängelt, sondern auch vom 
General Accounting Office, dem für den Kongreß arbeitenden Kontrollorgan über die 
Verwendung öffentlicher Mittel. Die Kritik richtete sich unter anderem dagegen, daß die 
finanziellen Mittel nicht gezielt auf die Bekämpfung des Erosionsproblems hin ausgegeben 
wurden, sondern in produktionssteigernde Maßnahmen wie Drainage, Planierung und 
Kalkung landwirtschaftlicher Flächen, von denen erwartet werden kann, daß ihre Rentabilität 
staatliche Förderung überflüssig macht (BATlE, 1987). 
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Für BATIE (1987) erklärt sich die großzügige Verteilung der Programmfördermittel auf 
möglichst viele Farmer aus der Konstellation, unter der SCS und ASCS arbeiten. Beide 
Organisationen sind durch das Freiwilligkeitsprinzip der amerikanischen Agrarpolitik: auf 
den "goodwill" der Farmer angewiesen. Im Zweifel stehen den örtlichen Mitarbeitern von 
SCS und ASCS die Farmer ihres Conservation Districts näher als das nicht nur geographisch 
oft weit entfernte Landwirtschaftsministerium in Washington. Im Ergebnis fiihrte dies dazu, 
daß staatliche Mittel nicht dort eingesetzt wurden, wo die größten Erosionsprobleme 
herrschten, sondern die Verteilung nach dem Gießkannenprinzip funktionierte. Die 
Freiwilligkeit der Programmteilnahme bedeutete, daß oft die Besitzer der am stärksten 
betroffenen Flächen nicht an den Programmen teilnahmen, weil die Ausgleichzahlungen als 
nicht ausreichend empfunden wurden oder aber weil die finanziellen Mittel insgesamt nicht 
ausreichten (GRIFFIN und STOLL, 1984). 

Die Neuerungen im Agrargesetz von 1985 sollten diese mit der bis dahin praktizierten Form 
des Freiwilligkeitsprinzops verbundenen Probleme lösen helfen. Sie waren unter anderem 
eine Reaktion auf die mangelnde Spezifität bisheriger Bodenschutzprogramme und 
gleichzeitig auch der Versuch, der Erosion als Ursache für Gewässerverschmutzung 
entgegenzuwirken. Zwei grundsätzlich verschiedene Arten von Maßnahmen sind im 
Conservation Title enthalten: "reserve"- und "compliance"-Programme (vgl. SETIA, 1992; 
MALONE,1989): 

1. Ziel des Conservation Reserve Program (CRP) war es, zwischen 1986 und 1990, 16-18 
Mio. ha stark erosionsanfälliger Flächen für 10-15 Jahre aus der landwirtschaftlichen 
Produktion herauszunehmen und durch Grasansaat oder Aufforstung für eine 
erosionsverhindernde Bodenbedeckung zu sorgen. Als Gegenleistung zahlte das USDA 
den teilnehmenden Landwirten einen jährlichen Ausgleichsbetrag und 50% der Kosten 
für die Etablierung einer dauerhaften Bodenbedeckung. Tatsächlich wurden zwischen 
1986 und 1990 13,6 Mio. ha Fläche, das sind 8% des gesamten US-Ackerlandes, zu 
einem durchschnittlichen Ausgleichsbetrag von 122,5 $ pro ha und Jahr auf diese Weise 
stillgelegt (49 $ pro acre und Jahr). 

2. Zu den "compliance"-Programmen gehören "Swampbuster", "Sodbuster" und 
"Conservation Compliance". Die diesen Programmen gemeinsame Logik besteht in der 
Koppelung staatlicher Einkommensstützung an die Einhaltung umweltrelevanter 
Vorgaben: 
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- Swampbuster soll "wetlands" - Feuchtgebiete im weitesten Sinne - vor landwirt
schaftlicher Inkulturnahme schützen. 

- Sodbuster entzieht analog dazu Farmern, die starlc erosionsanfällige, bislang nicht 
ackerbaulich genutzte Flächen ab dem 23. Dezember 1985 umbrechen, den Zugang 
zu staatlichen Hilfs- und Einkommensstützungsprogrammen. 

- Conservation Compliance fordert komplementär zu Sodbuster von allen Farmern, die 
bereits starlc erosionsanfälligen Boden bearbeiten, die Entwicklung eines "Conserva
tion Plan" bis zum 1. Januar 1990 und seine vollständige Umsetzung bis zum 31. 
Dezember 1994, um weiter staatliche Hilfen und Einkommensstützung in Anspruch 
nehmen zu können. Sodbuster und Conservation Compliance ergänzen sich also im 
Schutz erosionsgefahrdeter Flächen, indem Sodbuster für Nutzungsumwandlung und 
Conservation Compliance fiir bereits längerfristig genutztes, erosionsgefährdetes 
Ackerland zur Anwendung kommt. 



Mit dem Conservation Tide werden also gezielt erosionsanfällige Flächen stillgelegt (CRP), 
ihre Umwandlung in Ackerland "bestraft" und auf den erosionsanfälligen, weiter 
ackerbaulich genutzten Flächen die Entwicklung und Umsetzung von Bodenschutzplänen 
vorgeschrieben. Damit scheint das Problem der Bodenerosion in der Landwirtschaft 
umfassend programmatisch erfaßt zu sein. Drei grundsätzliche Probleme sind jedoch bei 
dieser Art der Programmgest:Utung nicht zu übersehen: 

Der Erfolg von "Reserve"-Programmen ist erstens abhängig von der Höhe der von 
staatlicher Seite bereitgestellten Mittel Im Farmgesetz von 1990 ist CRP im wesentlichen 
so, wie 1985 verabschiedet, erhalten geblieben und sogar um ein "Wedands Reserve 
Program" erweitert worden. Beiden Programmen sind jedoch bei den anschließenden 
"appropriations" , den jährlichen Mittelzuteilungen durch den Kongreß, nur sehr geringe 
Mittel zugesprochen worden, so daß während der Gültigkeitsdauer des 1990er Farmgesetzes 
von 1991 bis 1995 nur in sehr geringem Umfang zusätzliche Flächen in die seit 1990 so 
benannte "Environmental Reserve" (bestehend aus Conservation Reserve und Wedland 
Reserve) aufgenommen werden durften (KENWORTHY, 1992). 

"Compliancc"-Programme verhelfen zweitens der Agrarpolitik: insgesamt zwar zu mehr 
Konsistenz, indem sie verhindern, daß einkommenspolitisch orientierte staatliche 
Stützungsprogramme durch die von ihnen ausgehenden Produktionsanreize agrarumwe1tpoli
tische Ziele konterkarieren. Umweltpolitische Wirlrung entfalten sie jedoch nur solange, wie 
die agrarpolitischen Programme ausreichend attraktiv sind, die durch die "compliancc"-Vor
gaben entstehenden Einschränkungen zu akzeptieren. Die Inkulturnahme bislang nicht 
ackerbaulich genutzter Flächen ("sodbusting") beispielsweise hätte seit Verabschiedung der 
Farm Bill 1985 ohnehin kein größeres Problem dargestellt, weil vom niedrigen Agrarpreis
niveau keine zusätzlichen Produktionanreize ausgingen (SETIA, 1992). Einem echten Test 
seiner Wirksamkeit wird Sodbuster erst unterliegen, wenn die Agrarpreise steigen und es 
fUr die Farmer ökonomisch Sinn macht, ganz auf staatliche Stützungsprogramme zu 
verzichten (Soil and Water Conservation Society, 1992). Dies gilt in ähnlicher Weise fUr 
Conservation Compliancc und Swampbuster, so daß eine Politik: der "cross compliancc" als 
Ankoppe1ung von Umwe1tschutzzie1en an staatliche Einkommensstützung nur in Phasen 
eines ökonomisch unter Druck stehenden Agrarsektors Wirksamkeit entfalten kann, und dies 
auch nur fUr diejenigen Bereiche, fUr die es überhaupt eine Einkommensstützungspolitik: gibt 
(BATIE und SAPPINGTON, 1986). 

Der dritte mit der "compliancc"-Politik: verbundene Problemkomplex entsteht im 
Zusammenhang mit der Implementation. Da eine gezielte Erosionsbeldimpfung eines der 
Hauptanliegen des Conservation Tide von 1985 war, entstand das Problem, wie "highly 
erodible land" zu definieren sei. Einen "soil Ioss tolerancc level T", der der jeweiligen 
Neubildungsrate eines Bodens entspricht, zur Grundlage der Auswahl von besonders 
erosionsanfälligen Flächen und der Beurteilung der Wirksamkeit von Erosionsschutz
maßnahmen zu machen, scheiterte an praktischen Schwierigkeiten und dem Widerstand der 
öt1lichen SCS-Mitarbeiter und der Farmer. Statt dessen wurde ein "Soil Conservation 
Servicc Field Officc Technical Guide" zum Maßstab des Erosionsumfanges gemacht, der 
den örtlichen SCS-Mitarbeitern relativ weite Beurteilungsspielräume überließ (HAMn.. TON, 
1990). Die Umsetzung des Conservation-Compliancc-Programmes stellt bis heute besonders 
fUr die örtlichen SCS-Mitarbeiter eine gewaltige Arbeitsbelastung dar und versetzt sie 
gleichzeitig als Kontrolleure der Programmumsetzung in eine neue Rolle gegenüber den 
Farmern. Conservation Compliancc stieß deshalb innerhalb des ses auf einigen Widerstand 
(Soil and Water Conservation Society, 1992). Es erscheint daher nicht verwunderlich, daß 
der SCS in einer Studie zum bisherigen Implementationserfolg von Conservation 
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Compliance zu sehr viel optimistischeren Ergebnissen kommt als eine unabhängige 
Gutachterkommission der Soil and Water Conservation Society, die in eigenen Studien eine 
sehr unterschiedliche Qualität bei den Bodenschutzplänen und erhebliche organisatorische 
Probleme feststellte (Soil and Water Conservation Society, 1990 und 1992; USPA, 1992). 
Festzuhalten bleibt, daß "compliance"-Programme nicht ohne weiteres mit administrativen 
Strukturen kompatibel sind, deren Aufgabe nach eigenem Selbstverständnis ein Dienst
leistungsangebot für die Landwirtschaft ist. 

3.3 Compliance Politik 

Es charakterisiert die Situation nicht nur in der amerikanischen Agrarpolitik, wenn trotz der 
hohen staatlichen Aufwendungen zur Stützung des Agrarsektors jede Art von "government 
intervention" bei den Vertretern der Farminteressen auf Ablehnung stößt (HELMS, 1990). 
Einkommenshilfen werden als legitimer Anspruch verstanden, reglementierende Vorgaben 
jedoch als ungerechtfertigte Einmischung zurückgewiesen. Umso überraschender war die 
vergleichsweise wenig kontroverse Verabschiedung des Conservation Title einschließlich 
der darin enthaltenen "compliance"-Bestimmungen (ANDREUCETTI, 1991). Gemessen an 
dem von Inkrementalismus bestimmten Politikprozeß der amerikanischen Agrarpolitik galt 
der Conservation Title als innovativ und übertraf selbst die "wildest dreams" der 
Umweltschutzgruppen (LffiBY, 1982). 

Wie ist es zu erklären, daß "compliance"-Programme bei der traditionell starken Stellung 
der Farminteressen und, obwohl für zusätzliche Bodenschutzauflagen keine zusätzlichen 
Anreize geboten werden, den Gesetzgebungsprozeß überlebt haben? Noch Ende der 
siebziger Jahre hatten Landwirtschaftsministerium und Kongreß die Verknüpfung von 
bodenschutzrelevanten Anforderungen mit der Teilnahme an den staatlichen Produkt
programmen als "Zwangsmaßnahme" abgelehnt (KRAMER und BATIE, 1985). Eine 
Änderung der Situation ergab sich 1981 durch den Amtsantritt John R. BLOCKS zum neuen 
Landwirtschaftsminister, der sich als Unterstützer von "cross compliance"-Strategien zu 
erkennen gab, weil sie keine zusätzlichen finanziellen Ressourcen beanspruchten und 
versprachen, mehr Konsistenz in staatliche Agrarprogramme und ihre Bodenschutz- und 
Einkommensstützungszielsetzungen zu bringen (KRAMER und BATIE, 1985). Die 
tatsächliche Entscheidung für die Einführung von "compliance-policies" im Food Security 
Act von 1985 wird jedoch nur durch das Zusammenwirken von einer Reihe weiterer 
Faktoren plausibel: 

1. Die über den Kreis der Umweltschützer hinausgehende Unzufriedenheit mit den durch 
die bisherigen Programme erreichten Ergebnisse beim Erosionsschutz und die Kosten der 
offsite impacts der Erosion. 

2. Eine der klassischen Koalitionen im Kongreß zwischen den eher konservativen 
Unterstützern der Farminteressen und den im amerikanischen Sinne "liberalen" Vertretern 
städtischer Sozialpolitik, die sich lange gegenseitig bei der Mehrheitsbeschaffung 
unterstützt hatten, war aufgeweicht. Die Food Stamp-Programme für sozial Unter
privilegierte, meist städtische Bevölkerungskreise als ursprünglicher Gegenstand 
gemeinsamen Interesses waren ausreichend populär, um nicht mehr von der Unter
stützung der Farminteressen abhängig zu sein. Dadurch konnten aus städtischen 
Wahlbezirken kommende Kongreßabgeordnete ihre Zustimmung zur neuen Farmgesetz
gebung an die Einführung weiterreichender Umweltschutzmaßnahmen knüpfen (HELMS, 
1990). 
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3. Eine sehr breite "conservation coalition" aus Umweltschutzgruppen und eher kon
servativen Naturschutzorganisationen setzte sich mit Unterstützung reformpolitisch 
orientierter städtischer Interessenvertreter flir die Verabschiedung des Conservation Title 
ein, auch weil der Agrarsektor auf breiter Basis endgültig als Problem für den 
Umweltschutz angesehen wurde (BATIE, 1988; BROWNE, 1988, S. 231ff.). 

4. Der geringe Widerstand der Farmlobby. Ein Grund dafür war die dramatische 
ökonomische Situation des Agrarsektors vor und während des Gesetzgebungsprozesses 
für die Farm Bill 1985. Die Farmgruppen interessierte vor allem die Ausgestaltung der 
Produktprogramme. Außerdem unterstützten die meisten Farmorganisationen das 
Conservation Reserve Program aus Gründen der davon erwarteten Marktentlastung via 
bezahlter Flächenstillegung. Die Umweltgruppen unterstützten CRP, um mehr 
Erosionsschutz zu erreichen. Der Preis für die Unterstützung von CRP als Marktord
nungsinstrument durch die Umweltinteressen war die Zustimmung der Farmgruppen zu 
Sodbuster, Swampbuster und Conservation Compliance (fHOMPSON, 1990; BROWNE, 
1988, S. 223). 

5. Die "compliance"-Bestimmungen des Conservation Title· verursachen keine den 
Staatshaushalt belastenden Kosten. 

6. Obwohl "compliance"-Bestimmungen gegenüber früheren Erosionsschutzprogrammen 
einen sehr viel stärker präskriptiven Charakter aufweisen, ist prinzipiell die Freiwillig
keitsdoktrin amerikanischer Agrarpolitik nicht verlassen worden, weil die Teilnahme an 
Einkommensstützungsprogrammen, deren Entzug die einzige Sanktionsmaßnahme für die 
Umsetzung der Erosionschutzvorgaben ist, freiwillig bleibt. 

3.4 Property-Rights-Aspekte von Compliance-Programmen 

Die Landwirtschaft in den USA ist von umweltschutzorientierten Bodennutzungs
beschränkungen nur in geringem Umfang - und dies auch erst seit jüngster Zeit - betroffen. 
Das bedeutet jedoch nicht, daß Umweltqualität und die Erhaltung der natürlichen 
Ressourcen vollkommen neue Themen der agrarpolitischen Diskussion sind: Erosionsschutz 
zur Erhaltung landwirtschaftlicher Produktivität wurde bereits zur Kolonialzeit und von 
amerikanischen Verfassungsvätern wie Thomas JEFFERSON gefordert (RASMUSSEN, 
1982). Geändert hat sich über die Zeit jedoch die öffentliche Wahrnehmung von Umwelt
und Ressourcenschutzproblemen und ihre Artikulierung gegenüber landwirtschaftlichen In
teressen. REICHELDERFER (1990) unterscheidet drei Phasen: 

1. Das Zeitalter des Überflusses natürlicher Ressourcen dauerte agrarpolitisch bis in die 
dreißiger Jahre des zwanzigsten Jahrhunderts. 

2. Die Phase von 1933 bis 1962, als durch gravierende Erosionserscheinungen und 
Wasserknappheiten deutlich wurde, daß die landwirtschaftlichen Ressourcen nicht 
unbegrenzt sind. Durch eine unterstellte Konvergenz agrarpolitischer und ressourcen
schutzpolitischer Ziele wurden Erosionsschutzprogramme zum Vehikel einkommens
politischer Zielsetzungen in der Agrarpolitik. 

3. Der Beginn divergierender Interessen von Agrarpolitik und Umweltschutz, ausgelöst 
durch das Bekanntwerden negativer Umweltwirkungen moderner Landwirtschaft ab 1962. 
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Das Ende automatischer Übereinstimmung von Umwelt- und Agrarinteressen in der 
öffentlichen Wahrnehmung wurde durch das Erscheinen und die weite Verbreitung von 
Rachei CARSONS Buch "Silent Spring" herbeigeführt, in dem auf populäre Weise die 
ökologischen Konsequenzen moderner Landbaumethoden beschrieben werden. Seit diesem 
Zeitpunkt hat die traditionelle Rolle der Landwirte als "land stewards" an GlaubWürdigkeit 
verloren. Die nichtsdestotrotz andauernde relative Immunität des Agrarsektors gegenüber 
staatlicher Regulierung hat ihre Wurzeln in einem System weitgehend exklusiver 
Eigentumsrechte, das a~ der Phase des Überflusses von natürlichen Ressourcen stammt 
Diese Eigentumsrechte wurden durch landwirtschaftliche Interessenvertretung in der 
Folgezeit massiv verteidigt bzw .. erweitert und als erwartete. "farm program benefits" im 
Bodenwert kapitalisiert (REICHELDERFER, 1990). Diese Institutionalisierung der 
Verfügungsrechte des Bodeneigentums erweist ihre zentrale Bedeutung bei gegenwärtigen 
und allen zukünftigen umweltschutzpolitischen Maßnahmen im Agrarbereich. BROMLEY 
und HODGE (1990) argumentieren, daß sich die exklusiven Eigentums- und Verf'ligungs
rechte an landwirtschaftlichem Boden in den Industriestaaten mittlerweile zu "presumptive 
policy entitiements in the policy arena" ausgewachsen hätten: 

"The modern industrial state has been willing 10 support incomes for farmers who, 
for a variety of reasons, have succeeded in resisting virtually all conditions on their 
producing behaviour - whether that behaviour results in redundant commodities, in 
chemical contamination of food and rural water supplies, in accelerated soil erosion, 
or in rurallandscapes cleared 10 make way for larger machinery." 

Die Exlusivität der Verf'ligungsrechte an landwirtschaftlichem Grund und Boden hat so 
immer neue Anreize ("bribes") zur Verhaltenssteuerung nötig gemacht Diese Interpretation 
ist natürlich zu holzschnittartig, um der Vielfalt agrarpolitischer Programme im einzelnen 
gerecht zu werden. Immerhin trifft sie im wesentlichen den Kern der amerikanischen 
Erosionsschutzpolitik bis zur Mitte der achtziger Jahre in dem Sinne, daß bis zu diesem 
Zeitpunkt jede Bodenschutzmaßnahme "erkauft" werden mußte. Die Art der Spezifizierung 
von Property Rights, als gesellschaftlich sanktionierten Nutzungsrechten an einer Ressource, 
bestimmt die Einkommenseffekte von Umweltmaßnahmen (TIETZEL, 1981; Wissen
schaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
1992). Die "compliance"-Politik definiert die "politischen Property Rights" der Landwirt
schaft auf Einkommensstützung neu, denn nur die Farmer, die Bodenschutzmaßnahmen 
umsetzen, haben weiter utieingeschränkten Zugang. 

Vor diesem Hintergrund ist die Einführung der "compliance"-Programme als weitreichender 
Eingriff in den bestehenden agrarpolitischen Kontext zu verstehen: Für die Umsetzung 
erosionsschützender Maßnahmen sind keine neuen positiven Anreize mehr vorgesehen. Statt 
dessen werden vermeintlich zum Besitzstand gehörende staatliche Vergünstigungen, die mit 
Erosionsschutz nicht direkt in Zusammenhang stehen, an die Implementation von 
Bodenschutzmaßnahmen gekoppelt Gegenüber dem Status Quo vor 1985 sind die 
Verfügungsrechte der Landwirte über ihren Grund und Boden erstmals eingeschränkt 
worden, zählt man die farm program benefits als "presumptive policy entitiements" zu den 
mit dem landwirtschaftlichen Bodeneigentum verbundenen Property Rights. Die Wirksam
keit dieser Beschränkung hängt jedoch von der Attraktivität der agrarpolitischen Programme 
ab. Es ist nicht erstaunlich, daß die "compliance"-Programme bei Farmern und Farmver
bänden nicht beliebt sind, weil sie die Verfügungsgewalt über den Boden indirekt und den 
Zugriff auf agrarpolitische Programme direkt beschränken. Dean KLECKNER (1988) urteilt 
repräsentiv für die Farmverbände über die Compliance-Programme: 

"Volunteer programs, depending upon enlightened self-interest, are a far better idea." 
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4 Scblußbemerkungen 

Die traditionelle Erosionsschutzpolitik in den Vereinigten Staaten ist in jüngster Zeit nicht 
nur durch geringer werdende budgetäre Spielräume auf Bundesebene in Schwierigkeiten 
geraten. Die Inkonsistenzen von Produktionsanreizen durch Agrarpreisstützung einerseits 
und dem Erosionsschutz dienenden Flächenstillegungen andererseits, die veränderte 
öffentliche Wahrnehmung der Landwirtschaft als Verursacher von Umweltproblemen und 
legislative Kräfteverschiebungen haben dafür gesorgt, daß die agrarpolitische Doktrin 
positiver Anreize zum Teil für "compliance policies" außer Kraft gesetzt wurde. Diese 
Entwicklung ist zwar agrarpolitisch bemerkenswert, nicht jedoch auch gleichzCitig Garant 
für eine effektivere Bodenschutzpolitik. Auch "compliance"-Programme bleiben von der 
Attraktivität der agrarpolitischen Programme und von der ökonomischen Gesamtsituation 
des Agrarsektors - die ebenfalls über die Programmteilnahme entscheidet - abhängig. 

Widerstand gegen alle als "regulativ" eingestuften Programmbestandteile kommt nicht nur 
von der Farmlobby selbst, die "compliance"-Bestimmungen im politischen Tauschgeschäft 
gegen Mengenbegrenzungsprogramme (vorläufig) akzeptierte und erst mit abnehmender 
Attraktivität der EinkommenshHfen aus dem USDA ihren Widerstand gegen die "mandatory 
policies" verstärkte. In Studien über die Implementation von Conservation Compliance zeigt 
sich, daß SCS und ASCS gerade auf örtlicher Ebene ihrer neuen überwachenden und 
kontrollierenden Rolle ablehnend gegenüberstehen. Diese Probleme bei der Implementation 
werfen die Frage auf, ob die Erosionsschutzpolitik in den USA nicht nur programmatisch, 
sondern auch organisatorisch einer grundlegenden Neuorientierung bedarf. 
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